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308 . Verordnung des Bundesministers für
Landesverteidigung vom 23. Mai 1975 be-
treffend die Prüfung für den Fachdienst in

der Heeresverwaltung

Auf Grund der §§ 8 bis 18 des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der Fas-
sung der Bundesgesetze. BGBl. Nr. 243/1970, 167/
1972, 317/1973 und 180/1974 wird im Einver-
nehmen mit dem Bundeskanzler verordnet:

§ 1. Die Prüfung für den Fachdienst in der
Heeresverwaltung ist schriftlich und mündlich
abzulegen.

§ 2. (1) In der schriftlichen Prüfung hat der
Prüfling auf Grund von ihm zur Verfügung ge-
stellten Unterlagen auf einem Gebiet seiner Ver-
wendung die erforderlichen Kenntnisse nachzu-
weisen.

(2) Die schriftliche Prüfung ist als Klausur-
arbeit albzuhalten und darf nicht länger als vier
Stunden dauern. Das Thema ist dem gemäß § 3
Abs. 2 Z. 2 zu prüfenden Fachgebiet zu entneh-
men.

§ 3. (1) Der allgemeine Teil der mündlichen
Prüfung umfaßt die im § 8 Abs. 2 lit. b des Ge-
haltsüberleitungsgesetzes angeführten Gegen-
stände.

(2) Der besondere Teil der mündlichen Prüfung
umfaßt folgende Gegenstände:

1. die wichtigsten Bestimmungen des Allge-
meinen Verwaltungsverfahrensgesetzes und
die Grundzüge der übrigen Verwaltungsver-
fahrensgesetze;

2. ein im Abs. 3 angeführtes Fachgebiet.

(3) Die Dienstbehörde ist berechtigt, für die
Prüfung des unter Abs. 2 Z. 2 angeführten
Gegenstandes eines der nachstehend angeführten
Fachgebiete auszuwählen, wobei nach Möglichkeit
auf die künftige Verwendung des Beamten Rück-
sicht zu nehmen ist:

1. Kanzlei- und Personalwesen

2. Wirtschaftsdienst

3. Allgemeiner Truppendienst

4. Musikdienst

5. Sanitätsdienst

6. Militärseelsorgehilfsdienst
7. Beschlag- und Veterinärhilfsdienst
8. Kraftfahrbetriebsdienst
9. Fernmeldebetriebsdienst

10. Allgemeiner Pionierdienst
11. Pioniermaschinendienst
12. Feldzeugdienst
13. Luftschutzdienst

14. Flugdienst
15. Flugsicherungsdienst
16. Feldkochdienst

§ 4. (1) Die Prüfungskommission wird beim
Bundesministerium für Landesverteidigung er-
richtet.

(2) Zu Mitgliedern der Prüfungskommission
dürfen nur Beamte des höheren Dienstes oder
Berufsoffiziere der Verwendungsgruppe H 1 so-
wie Beamte des gehobenen Dienstes oder Be-
rufsoffiziere der Verwendungsgruppe H 2 be-
stellt werden.
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(3) Die Prüfungssenate bestehen aus einem
Vorsitzenden und mindestens zwei, höchstens
aber vier Mitgliedern. Die Prüfungskommissäre
für den allgemeinen Teil der mündlichen Prü-
fung sowie für den unter § 3 Abs. 2 Z. 1 an-
geführten Gegenstand sollen rechtskundig sein.

§ 5. Diese Prüfungsvorschrift tritt mit 1. Au-
gust 1975 in Kraft.

Lütgendorf

309 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 25. Mai 1975 be-
treffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der S 4 Eisenstädter Schnellstraße im

Bereich der Gemeinde Wiener Neustadt

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der S 4
Eisenstädter Schnellstraße wird im Bereich der
Gemeinde Wiener Neustadt wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei Projekts-km 2,241 im unmittelbaren An-
schluß an den mit Verordnung BGBl. Nr. 132/
1973 in seinem Trassenverlauf festgelegten Kno-
ten Wiener Neustadt der A 2 Süd Autobahn,
quert in östlicher Richtung verlaufend unter
gleichzeitiger Anordnung von Zu- und Abfahrts-
straßen die B 54 Wechsel Straße und endet bei
Projekts-km 3,850 an der Gemeindegrenze zwi-
schen Wiener Neustadt und Katzelsdorf.

Im einzelnen ist der Straßenverlauf aus den
beim Bundesministerium für Bauten und Tech-
nik, beim Amt der Niederösterreichischen Lan-
desregierung und beim Magistrat der Stadt
Wiener Neustadt aufliegenden Planunterlagen
(Maßstab 1 : 2000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf vor-
angeführten Straßenteil Anwendung. Die Gren-
zen des Bundesstraßenbaugebietes sind den auf-
liegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Moser

310 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 25. Mai 1975 be-
treffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der S 33 Kremser Schnellstraße und
der S 34 Traisental Schnellstraße im Bereich
der Gemeinde Pyhra und der Stadt Sankt

Pölten

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der S 33
Kremser Schnellstraße und der S 34 Traisental

Schnellstraße wird im Bereich der Gemeinde
Pyhra und der Stadt Sankt Pölten wie folgt
bestimmt:

Der neu herzustellende Abschnitt der S 33
Kremser Schnellstraße beginnt mit Zu- und
Abfahrtsstraßen an der A 1 West Autobahn
(km 55,00), führt in nördlicher Richtung zur
Anschlußstelle Sankt Pölten-Ost. Weiterhin
nördlich verlaufend quert die Trasse bei Plan-
km 4,100 die Bahnlinie Wien—Salzburg und bei
Plan-km 6,00 die B 1 Wiener Straße (Anschluß-
stelle Pottenbrunn); die Trasse endet am
Traisenfluß bei Plan-km 7,00.

Der neu herzustellende Abschnitt der S 34
Traisental Schnellstraße verläuft, an der A 1
West Autobahn beginnend, in südlicher Rich-
tung und endet bei Plan-km 1,650.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßen-
trassen aus den beim Bundesministerium für
Bauten und Technik, beim Amt der Nieder-
österreichischen Landesregierung und dem
Magistrat der Stadt Sankt Pölten sowie der
Gemeinde Pyhra aufliegenden Planunterlagen
(Maßstab 1 : 2880) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf vor-
angeführte Straßenteile Anwendung. Die Gren-
zen des Bundesstraßenbaugebietes sind den auf-
liegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Moser

3 1 1 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 25. Mai 1975 be-
treffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der A 2 Süd Autobahn im Bereich der
Gemeinden Sankt Stefan ob Stainz, Gun-
dersdorf, Greisdorf, Ligist, Sankt Martin am
Wöllmißberg, Edelschrott, Modriach und

Pack

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf der A 2 Süd Autobahn
wird im Bereich der Gemeinden Sankt Stefan
ob Stainz, Gundersdorf, Greisdorf, Ligist, Sankt
Martin am Wöllmißberg, Edelschrott, Modriach
und Pack wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
an den Gemeindegrenzen zwischen Sankt Stefan
ob Stainz, Gundersdorf und Mooskirchen mit
getrennten Richtungsfahrbahnen (bergführende
und talführende Trasse). Die bergführende
Trasse verläuft ab Projekts-km 210,490 vorerst
durch das Gemeindegebiet von Gundersdorf,
durchörtert den Assingberg mit einem Tunnel
und berührt dann das Gemeindegebiet Greis-
dorf. Die talführende Trasse wird, beginnend
an der Gemeindegrenze Mooskirchen/Ligist
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(Projekts-km 212,290), annähernd parallel zur
bergführenden Trasse geführt. In ihrem weiteren
Verlauf berühren beide Richtungsfahrbahnen
die Gemeindegebiete von Ligist, Sankt Martin
am Wöllmißberg und Edelschrott. Im Gemeinde-
gebiet von Modriach liegt bei Projekts-
km 231,400 die Anschlußstelle „Modriach" (mit
einer Zu- und Abfahrtsstraße zur Landes-
straße 230), wo sich beide Richtungsfahrbahnen
vorerst wieder vereinen. Die Trasse endet an
der Landesgrenze zwischen Steiermark und
Kärnten im Kalcherkogeltunnel bei Projekts-
km 237,300.

Im einzelnen ist der Verlauf der Trassen aus
den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Steiermärkischen Lan-
desregierung und bei den Gemeinden Sankt
Stefan ob Stainz, Gundersdorf, Greisdorf, Ligist,
Sankt Martin am Wöllmißberg, Edelschrott,
Modriach und Pack aufliegenden Planunterlagen
(Maßstab 1 : 2000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf vor-
angeführten Straßenteil Anwendung. Die Gren-
zen des Bundesstraßenbaugebietes sind den auf-
liegenden Plänen zu entnehmen.

Moser

312 . Verordnung der Bundesregierung vom
27. Mai 1975 über die Änderung des

Sprengeis des Bezirksgerichts Hall (i. T.)

Auf Grund des § 8 Abs. 5 Buchstabe d des
Übergangsgesetzes vom 1, Oktober 1920 in der
Fassung des BGBl. Nr. 368 vom Jahre 1925 wird
mit Zustimmung der Tiroler Landesregierung
verordnet:

Artikel I

Die Verordnung der Bundesregierung vom
23. Feber 1971, BGBl. Nr. 77, über die Sprengel
der in Tirol gelegenen Bezirksgerichte in der Fas-
sung der Verordnungen BGBl. Nr. 194/1972,
501/1972, 206/1973, 127/1974 und 27/1975 sowie
der Kundmachung BGBl. Nr. 137/1971 wird wie
folgt geändert:

Der § 1 hat zu lauten:

„§ 1. Der Sprengel des Bezirksgerichts Hall
(i. T.) umfaßt folgende Gemeinden:

Absam, Ampass, Baumkirchen, Fritzens,
Gnadenwald, Hall in Tirol, Kolsass, Kolsass-
berg, Mils, Rinn, Rum, Thaur, Tulfes, Volders,
Wattenberg, Wattens."

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 25. Feber 1975 in
Kraft.

Kreisky Häuser Bielka Moser
Leodolter Staribacher Rösch Broda
Lütgendorf Sinowatz Lanc Firnberg

3 1 3 . Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und Umweltschutz vom 27. Mai
1975, mit der der Zweite Nachtrag zum
Österreichischen Arzneibuch für verbindlich
erklärt wird (2. Arzneibuchnachtragsverord-

nung)

Auf Grund des § 7 a Abs. 3 des Gesetzes vom
18. Dezember 1906, RGBl. Nr. 5/1907, betreffend
die Regelung des Apothekenwesens, in der Fas-
sung der Apothekengesetznovelle 1960, BGBl.
Nr. 86, wird verordnet:

§ 1. Der Zweite Nachtrag zu dem mit der
Verordnung BGBl. Nr. 229/1960 für verbindlich
erklärten Österreichischen Arzneibuch, 9. Aus-
gabe (Pharmacopoea Austriaca, Editio Nona,
Addendum secundum) ist mit Wirkung vom
1. Jänner 1976 verbindlich. Der Nachtrag wird
in der Österreichischen Staatsdruckerei verlegt.

§ 2. (1) Arzneistoffe und Arzneizubereitungen,
die nicht den Vorschriften des Zweiten Nach-
trags, wohl aber den Vorschriften des Öster-
reichischen Arzneibuches, 9. Ausgabe, in der Fas-
sung des mit der Verordnung BGBl. Nr. 154/
1966 für verbindlich erklärten Ersten Nach-
trags entsprechen, dürfen noch bis 30. Juni 1976
vorrätig gehalten und abgegeben werden.

(2) Arzneistoffe und Arzneizubereitungen,
deren Aufbewahrung nicht den Vorschriften des
Zweiten Nachtrags entspricht, dürfen noch bis
30. Juni 1976 nach den bisher geltenden Vor-
schriften des Österreichischen Arzneibuches,
9. Ausgabe, in der Fassung des Ersten Nachtrags
aufbewahrt werden.

Leodolter
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